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Titel: Ä1 zu A25Neu: Rente mit Zukunft - gerecht und 

solidarisch

Antragstext

Von Zeile 52 bis 55:

Wenn auch Beamte in die Bürger*innen Versicherung (in der Übergangsphase in die 

GRV) einzahlen würden, würde dies die Zahl der Beitragszahler*innen erhöhen und 

kurzfristig die finanzielle Stabilität verbessern. Die Lastenverteilung würde gerechter, und 

es entstünde Spielraum für nachhaltige Reformen.

Langfristig würde ein Systemwechsel - weg vom Beamt*innentum, hin zu einer 

Bürger*innen-Versicherung - die Lastenverteilung gerechter gestalten.

Begründung
Kurzfristig führt eine Umwandlung von Beamt*innen-Versicherung in ein GRV-

System nicht zu Einsparungen staatlicherseits, sondern erhöht sogar erheblich die 

staatliche Ausgabenseite.

Der Staat als Arbeitgeber hätte - zusätzlich zu den laufenden Pensionen und 

Anwärter*innen - die 9,3 % Arbeitgeber-Anteil des Bruttolohns aus seinen 

finanziellen Mitteln an die GRV abzuführen, was angesichts von rund 1,7 Mio. 

Beamt*innen in Deutschland einem zweistelligen Milliardenbetrag pro Jahr 

entspricht.

Es wäre also erheblich teuer aus staatlicher Sicht. Langfristig wiederum würde ein 

Systemwechsel möglicherweise Vorteile bringen. Zu bedenken ist aber zusätzlich, 

wie eine Umwandlung bzw Einbeziehung aktuell bestehender Beamt*innen-

Verhältnisse in die GRV grundgesetzkonform überhaupt erfüllbar ist.
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9,3 % zusätzliche Abgaben aus dem Bruttolohn kämen bei z.B. allen Polizist*innen 

oder Lehrer*innen einer Gehaltskürzung von fast 10% gleich, ein 

alimentationsrechtlich und sozial höchst fragwürdiger Gedanke. Würde der Staat 

das beamtete System hier "auslaufen" lassen bzw. umstellen, müsste womöglich 

ein höheres Bruttogehalt die Umstellung kompensieren, wobei auch mit dieser 

Variante eine erhebliche staatliche Kostenzunahme verknüpft wäre.

Unterstützer*innen
Denise Kreissl (KV Segeberg), Michael Winsel (KV Segeberg), Annegret Hansen (KV 

Segeberg), Peter Jürgensen (KV Segeberg), Hilke Breede (KV Segeberg), Sabine Prohn 

(KV Segeberg), Mayra Vriesema (KV Nordfriesland), Christoph Fischer (KV Segeberg)

Seite 2 / 2


	Ä1 zu A25Neu: Rente mit Zukunft - gerecht und solidarisch

